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abgesehen davon, daß die DDR immer wieder deutlich 
gemacht hat, daß sie ihre Staatsbürgerschaft selbst regelt 
und daß entgegenstehende Ambitionen und Handlungen 
der BRD Interventionen sind.

Die einseitigen Erklärungen der BRD und der DDR, die 
zum Ausdruck bringen, daß Staatsbürgerschaftsfragen 
durch den Grundlagenvertrag nicht geregelt wurden, 
kann nicht die völkerrechtliche Verpflichtung der BRD 
aus der Welt schaffen, in ihren Beziehungen zur DDR das 
Völkerrecht und damit auch die Staatsbürgerschaft der 
DDR zu achten. Die Erklärung der BRD stellt auch keinen 
Vorbehalt im völkerrechtlichen Sinne dar, da es zu bilate­
ralen Verträgen keine Vorbehalte gibt37 * Es existiert somit 
keine Rechtsgrundlage für die Inanspruchnahme eines 
Schutzrechts der BRD gegenüber Bürgern der DDR außer­
halb der BRD.

Aus dieser Lage gibt es für die BRD nur einen Ausweg: 
Sie muß ihre gesamtdeutschen Ambitionen aufgeben und 
ohne jede Einschränkung eine völkerrechtskonforme Poli­
tik gegenüber der DDR betreiben. Das wird auch von 
Rechtswissenschaftlern in der BRD erkannt. So kommt 
beispielsweise H. R o g g e m a n n  zu dem Schluß: „Die Lö­
sung kann in Völkerrechts- und grundgesetzkonformer 
Weise nur darin gefunden werden, daß der Strafrechtsgel­
tungsanspruch der beiden deutschen Staaten jeweils an 
die materielle, effektive Staatsbürgerstellung, d. h. an die 
Zugehörigkeit der Staatsbürger der DDR einerseits und 
der Bürger der BRD andererseits zu jeweils der einen oder 
der anderen deutschen (Straf-)Rechtsordnung angeknüpft 
wird ... Das StGB der BRD ist damit effektiv nur auf 
Bundesbürger' und nicht auf DDR-Bürger anzuwenden.“33

Für eine realistische PolitiK in dieser Richtung ist das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Grundlagenver­
trag ein schwerwiegendes politisches Hindernis.

Völkerrechtswidrige Interpretation des Grundlagenvertrags

Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli
1973 und nachfolgenden Urteilen wurde versucht, sowohl 
die DDR wie die Staatsorgane der BRD auf eine völker­
rechtswidrige Interpretation des Grundlagenvertrags fest­
zulegen. Beides ist völkerrechtswidrig.

Was die DDR betrifft, so enthält das Urteil die unge­
heuerliche Aussage, die DDR habe gewußt, daß die BRD 
den Vertrag nur im Rahmen des Grundgesetzes habe 
schließen können und folglich den Vertrag einseitig aus­
legen werde: „Das steht im Einklang mit einem Satz des 
allgemeinen Völkergewohnheitsrechts, der in der Staaten­
praxis Bedeutung hat, wenn es darum geht, ob ausnahms­
weise ein Vertragsteil sich dem anderen gegenüber darauf 
berufen kann, dieser hätte erkennen können und müssen, 
daß dem Vertrag in einer bestimmten Auslegung das in­
nerstaatliche Verfassungsrecht entgegensteht.“39

Dieser „Satz des allgemeinen Völkergewohnheitsrechts“ 
ist eine Erfindung des Bundesverfassungsgerichts der BRD. 
Es gibt keine allgemeine Regel des Völkergewohnheits­
rechts, nach der eine Berufung auf innerstaatliches Ver­
fassungsrecht zu einer für den anderen Staat verbindlichen 
Auslegung eines völkerrechtlichen Vertrags zulässig wäre. 
Bei bilateralen Verträgen wäre das gleichbedeutend mit 
einem Diktatvertrag. Es gibt im Gegenteil eine andere 
Regel des allgemeinen Völkerrechts, die gerade das aus­
schließt und die völkerrechtlich eingegangenen Verpflich­
tungen eines Staates vor der Berührung durch Verfas­
sungsrecht schützt. Art. 27 der Wiener Konvention über das 
Recht der Verträge, in dem das in dieser Hinsicht geltende 
Völkergewohnheitsrecht auf geschrieben wurde, lautet:
„Kein Partner darf sich auf die Bestimmungen seines in­
nerstaatlichen Rechts als Rechtfertigung für die Nichter­
füllung eines Vertrags durch ihn berufen. Diese Bestim­
mung beeinträchtigt nicht Art. 46.“

Auf Art. 46 der Wiener Konvention nimmt das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts offensichtlich Bezug. Aller­
dings besagt er etwas ganz anderes, denn er bezieht sich 
auf „Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts hinsicht­

lich der Kompetenz zum Abschluß von Verträgen“ und lau­
tet wörtlich:

„1. Ein Staat kann sich nicht darauf berufen, daß seine 
Zustimmung zur Bindung an einen Vertrag unter Verlet­
zung einer Bestimmung seiner innerstaatlichen Gesetze 
über die Kompetenzen zum Abschluß von Verträgen er­
folgte und somit diese Zustimmung ungültig ist, es sei 
denn, diese Verletzung war offenkundig und betraf eine 
Regel seines innerstaatlichen Rechts von grundsätzlicher 
Bedeutung.

2. Eine Verletzung ist offenkundig, wenn sie allen Staa­
ten, die sich diesbezüglich an die normale Praxis halten 
und nach Treu und Glauben handeln, objektiv offenbar 
werden würde.“40 <

Aus dem Wortlaut wird völlig klar, daß Art. 46 für den 
vorliegenden Fall keinerlei Bedeutung hat: Erstens beruft 
sich die BRD nicht ausdrücklich auf diese Bestimmung. 
Zweitens macht die BRD nicht die Nichtigkeit des Grund­
lagenvertrags unter Berufung auf diese Bestimmung gel­
tend. Drittens bezieht sich Art 46 auf eine innerstaatliche 
Kompetenznorm; die Kompetenz der Bundesregierung zum 
Abschluß völkerrechtlicher Verträge ist aber unbestritten, 
und davon ging auch die DDR aus. Viertens gibt Art. 46 
keinem Staat das Recht, den I n h a l t  völkerrechtlicher 
Verträge für den Partnerstaat verbindlich auszulegen.

Natürlich war der DDR klar, daß bestimmte Kräfte in 
der BRD auch nach Inkrafttreten des Grundlagenvertrags 
weiterhin versuchen würden, „gesamtdeutsche Sprüche zu 
klopfen“.4! Aber ebenso war der BRD klar, daß sich die 
DDR das nicht gefallen lassen würde — was wiederum nur 
beweist, daß eine völkerrechtliche Vereinbarung zwischen 
der DDR und der BRD über diesen Punkt nicht zustande 
gekommen ist und folglich nur das gelten kann, was völ­
kerrechtlich geregelt wurde bzw. den völkerrechtlichen 
Grundprinzipien entspricht.

Was den Inhalt eines völkerrechtlichen Vertrags be­
trifft, so kann er jedenfalls nicht durch einen Staat allein 
bestimmt oder modifiziert oder interpretiert werden. Eine 
völkerrechtlich authentische Auslegung ist nur „die zwi­
schen den Partnerstaaten des Vertrags vereinbarte Ausle­
gung. Im Unterschied zur innerstaatlichen Auslegung ist 
sie für die Vertragspartner verbindlich, weil sie auf ihrer 
Zustimmung basiert“.42 Die Wiener Konvention über das 
Recht der Verträge enthält die völkerrechtlich zulässigen 
Auslegungsregeln in Art. 31 bis 33. Sie verlangen, daß nach 
Treu und Glauben, nach dem Vertragswortlaut sowie nach 
Gegenstand und Zweck des Vertrags interpretiert wird.

Natürlich kann jeder Vertragspartner den Vertrag in­
terpretieren, nur kann er den anderen nicht auf seine In­
terpretation festlegen. Vor allem aber kann er nicht auf 
diese Weise das „zurückholen“, was er bei den Vertrags­
verhandlungen nicht hatte durchsetzen können.43 Das Bun­
desverfassungsgericht kann also mit seinem Urteil zum 
Grundlagenvertrag für die DDR keine Bindungswirkung 
produzieren. Die Urteilsbegründung ist völkerrechtswidrig.

Gemäß § 13 des Gesetzes über das Bundesverfassungs­
gericht (BVerfGG) Vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 243) ent­
scheidet das Gericht in den vom Grundgesetz bestimmten 
Fällen, und zwar nach Nr. 11 „über die Vereinbarkeit eines 
Bundesgesetzes ... mit dem Grundgesetz“ und nach Nr. 12 
„bei Zweifeln darüber, ob eine Regel des Völkerrechts Be­
standteil des Bundesrechts ist“. Dabei hat das Bundesver­
fassungsgericht u. a. von Art. 25 des Grundgesetzes der 
BRD auszugehen, welcher lautet: „Die allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts sind Bestandteil des Bundesrechts. Sie 
gehen den Gesetzen vor .. .‘,44 Gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG 
binden die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
„die Verfassungsorgane des Bundes und der Länder sowie 
alle Gerichte und Behörden“. Und § 31 Abs. 2 Satz 1 
BVerfGG lautet: „In den Fällen des §13 Nr. ... 11, 12 ... 
hat die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts Ge­
setzeskraft.“

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Juli 
1973 hat aber nicht einfach die Vereinbarkeit des Gesetzes


